
nicht ohne weiteres den Beschluß vom 13. Januar 1945 
erlassen dürfen. Durch dies übereilte Verhalten des 
Gerichts ist der ursächliche Zusammenhang zwischen 
einem etwaigen schuldhaften Verhalten des Beklagten 
und dem eingetretenen Schaden unterbrochen. Es darf 
aber weiter nicht außer acht gelassen werden, daß mit 
der Erklärung des Fiskus zum gesetzlichen Erben und 
der Zahlung des Kaufpreises für das inzwischen ver
äußerte Grundstück an die Regierung der Schaden noch 
nicht endgültig herbeigeführt wurde. Gemäß § 1964 
Abs. 2 BGB begründet die Feststellung des Erbrechtes 
des Fiskus lediglich eine jederzeit widerlegbare Ver
mutung, daß der Fiskus gesetzlicher Erbe sei. Wenn 
die Klägerin also später als gesetzliche Erbin fest
gestellt wurde, konnte der Beschluß jederzeit auf
gehoben werden und die Klägerin ihre Ansprüche 
gegenüber dem Fiskus auf Rückzahlung des Erbschafts
erlöses immer noch geltend machen. Erst nach dem 
Wegfall des Preußischen Fiskus durch den Zusammen
bruch am 8. Mai 19451 war ihr diese Möglichkeit end
gültig genommen. Dieser Vorgang stellt sich als ein 
so außergewöhnlicher dar, daß der ursächliche Zu
sammenhang zwischen dem Verhalten des Beklagten 
und dem Schadenseintritt als völlig beseitigt angesehen 
werden muß.

Das Verhalten des Beklagten kann aber auch nicht 
als schuldhaft bezeichnet werden. Zwar umfaßte sein 
Wirkungskreis nach der Bestallungsurkunde auch die 
Ermittlung der Erben. Wie sich aus den Nachlaßakten 
ergibt, hat der Beklagte die Verwaltung des Nachlasses 
mit einer peinlichen Sorgfalt erledigt, indem er sich 
unzählige Male mit Berichten und Anfragen an das 
Gericht wandte. Bezüglich der Ermittlung der Erben 
hat er sich dagegen anscheinend im wesentlichen auf 
die Angaben der Frau H. verlassen. Daß der Beklagte 
sich aber über die Notwendigkeit weiterer Ermittlungen 
nach den unbekannten Erben im klaren war, geht aus 
seinem Schreiben vom 12. Juli 1942 hervor, in welchem 
er bei dem Nachlaßgericht anfragt, ob eine öffentliche 
Aufforderung durch die Zeitung erforderlich sei, um 
gegebenenfalls das Erbrecht des Fiskus festzustellen. 
Aus diesem Schreiben mußte der Richter ersehen, daß 
der Beklagte allein nicht imstande war, die Erben zu 
ermitteln, bzw. mußte er ihm weitere Anweisungen 
erteilen. Da dem Beklagten aber überhaupt kein Be
scheid zugegangen ist, konnte er, ohne schuldhaft zu 
handeln, annehmen, daß bezüglich der Ermittlung der 
Erben von ihm weiteres einstweilen nicht zu ver
anlassen sei. Es sind jedenfalls keine Anhaltspunkte 
dafür vorhanden, daß der Beklagte die Ermittlungen 
der Erben bewußt unterlassen hat, um die Erbschaft der 
minderjährigen Christa H. zukommen zu lassen. In 
dem Abschluß des Kaufvertrages mit Christa H. kann 
eine Verletzung seiner Pflichten als Nachlaßpfleger 
nicht erblickt werden, da der Wille des Erblassers nach 
seinem — allerdings aus formalen Gründen nichtigen — 
Testament aus dem Jahre 1939 darauf gerichtet war, 
seinen Nachlaß dem Kinde zukommen zu lassen.

■ Aber auch wenn die Auffassung gerechtfertigt wäre, 
daß der Beklagte fahrlässig gehandelt hat, so trägt 
die Klägerin an der Entstehung des Schadens die 
überwiegende Schuld. Der Erblasser hatte sich von ihr 
schon vor mehr als 30 Jahren getrennt, während er 
das zum Nachlaß gehörige Grundstück erst am 15. Juli 
1931 erworben hat. Die Klägerin hat sich bis zum Tode 
des Erblassers — gleichgültig aus welchen Gründen — 
niemals um ihn gekümmert oder sich auch nur nach 
ihm erkundigt. Wenn sie glaubte, zu gegebener Zeit 
Erbansprüche geltend machen zu können, so hätte sie 
während der jahrzehntelangen Trennung wenigstens 
Erkundigungen einziehen müssen. Sie hat durch ihr 
Schweigen die Ermittlungen nach den Erben selbst er
schwert und bewirkt, daß der Beklagte keine Kenntnis 
von ihrer Existenz hatte. Jemand, der sich überhaupt 
nicht um denjenigen kümmert, den er einmal zu be
erben gedenkt, und dadurch verursacht, daß er bei 
der Ermittlung der Erben übergangen wird, handelt 
schuldhaft und kann nicht noch andere für den Schaden 
verantwortlich machen, insbesondere nicht den Be
klagten, der ohne eigenen Vorteil nur ehrenamtlich 
tätig geworden ist. Das Verschulden der Klägerin würde 
ein etwaiges Verschulden des Beklagten jedenfalls 
derart übersteigen, daß eine Verpflichtung zum 
Schadensersatz seitens des Beklagten gemäß § 254 BGB 
ausscheiden würde.

§ 110 ZPO.
§ 110 ZPO ist auf Deutsche, die in einer anderen Bc- 

satzungszone wohnen, nicht anwendbar.*)
LG Berlin (West), Zwischenurteil vom 2. Oktober 1951 

— 65 0 276/51.

Au s den G r ü n d e n :

Die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Pro
zeßkosten (§ 274 Ziff. 5 ZPO), über die das Gericht von 
Amts wegen abgesonderte Verhandlung angeordnet hat 
(§ 275 Abs. 1 ZPO), war zu verwerfen (§ 275 Abs. 2 
ZPO), da die Voraussetzungen des § 110 ZPO nicht ge
geben sind.

Es bestand zunächst Einigkeit in der zu § 23 und § 606 
ZPO entwickelten Rechtsprechung und Literatur, daß 
die sowjetische Besatzungszone nicht als Ausland an
zusehen sei, ihre Bewohner nicht Angehörige eines 
fremden Staates seien. (OLG Hamburg in SJZ 1949 
Sp. 785; OLG Nürnberg in SJZ 1950 Sp. 426; LG Köln in 
MDR 1950 S. 554/55.) Wenn sich einzelne Kommen
tatoren nach der Bildung einer eigenen Regierung für 
die sowjetische Besatzungszone von dieser Auffassung 
gelöst haben und seitdem den Standpunkt vertreten, 
daß die Rechtsprechung sich der Macht des Faktischen 
beugen müsse und die beiden Teile des zerrissenen 
Deutschlands als „zwei selbständige Staatsgebilde“ an
zusehen habe (so Kluge und Riesler in den An
merkungen zu SJZ 1950 Sp. 426, letzterer unter Auf
gabe seines früheren Standpunktes in SJZ 1949 Sp. 785), 
so kann dem nicht gefolgt werden. Die Konsequenz, daß 
die Bewohner der sowjetischen Be-satzungszone Aus
länder seien, ist auch von den vorerwähnten Kommen
tatoren bisher nicht gezogen worden, so daß festgestellt 
werden kann, daß eine unmittelbare Anwendung des 
§ 110 ZPO allgemein verneint wird.

Aber auch eine analoge Anwendung des § 110 ZPO 
kommt nicht in Betracht. Selbst wenn man die sinn
gemäße Anwendung prozessualer Vorschriften grund
sätzlich bejaht, ist sie doch gerade bei Regelungen wie 
der des § 110 ZPO mit Rücksicht auf ihren Ausnahme
charakter an strenge Maßstäbe gebunden. In jedem 
Falle aber hat sie zur Voraussetzung, daß „der Rechts
satz einen allgemeinen, über den Wortlaut hinausgehen
den Rechtsgedanken offenbart“ (Baumbach, ZPO, 
201. Aufl., Einl. III 5 1, Z. 10). Der Grundgedanke des 
§110 ZPO ist der, den Deutschen vor Schwierigkeiten 
zu schützen, die sich aus der durch die Klage eines 
Ausländers erforderlich gewordenen Vollstreckung 
wegen seiner evt. Prozeßkosten in fremdem Staats
gebiet ergeben, während das Gesetz dem Deutschen 
diesen Schutz versagt, wenn er den gleichen Voll
streckungsschwierigkeiten im ausländischen Staats
gebiet durch die gegen ihn gerichtete Klage eines im 
Ausland wohnenden Deutschen ausgesetzt ist. Der ge
setzgeberische Gedanke ist der, daß die Sicherung der 
Interessen des Beklagten bezüglich der Prozeßkosten, 
der der § 110 ZPO dient, vor dem höheren Rechtsgut 
der Gewährung rechtlichen Gehörs für jeden, auch den 
im Ausland lebenden Deutschen zurücktreten muß. 
Trägt der Bewohner der sowjetischen Besatzungszone 
die deutsche Staatsangehörigkeit, so ist nicht ein
zusehen, aus welchem Rechtsgrund seine Schlechter
stellung gegenüber den im Ausland lebenden Deutschen 
hergeleitet werden soll, da er doch auf deutschem 
Boden lebt. (So auch Baumbach, ZPO, zu § HO Anm. I A
S. 198; OLG Hamburg in MDR 1950 S. 433, Nr. 237 und 
Reuß in MDR 1951 S. 205/6, der sich auf diese Entschei
dung des OLG Hamburg bezieht.) Es geht nicht an, 
diese rechtlichen Gedankengänge für Deutsche im Aus
land zu bejahen und für die in der sowjetischen Be
satzungszone abzulehnen. Die Annahme, daß dort mit 
Einzelfällen, hier mit einer Vielzahl von Fällen zu 
rechnen sei (so Landgericht Berlin 20'S 438/50 und in 
JR 1951 S. 64), ist kein rechtliches Argument.

Bedenkt man, daß für Angehörige der UdSSR die 
Gegenseitigkeit verbürgt ist, gleichgültig, ob sie in Ruß-

*) Diese Entscheidung des LG Berlin (West) steht in einem 
erfreulichen Widerspruch zu dem Beschluß des westberliner 
KG vom 14. Juni 1951; vgl. dazu auch die rechtsgutachtliche 
Stellungnahme der Plenarsitzung der Senate des Kammer
gerichts vom 11. Oktober 1951 in NJ 1951 S. 554.
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